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Vor der Schilderung der eigentlichen Ereignisse in Lippe 

1933 will ich kurz die Rahmenbedingen und Voraussetzun-

gen darstellen:

Wie war die politische Lage im Deutschen Reich und wie 

war die Verfassung der NSDAP?

Lassen Sie uns einen kurzen Blick auf die Ereignisse des 

Jahres 1932 werfen.

Ein entscheidendes Ereignis war Mitte des Jahres die 

Entlassung der Regierung Brüning durch den 

Reichspräsidenten Hindenburg. Ihr folgte die Regierung von

Papen am 1. Juni.

Hatte Brüning noch teilweise versucht, mit Unterstützung 

der SPD zu regieren, so verließ sich von Papen gänzlich auf

den Reichspräsidenten und das Notverordnungsrecht nach 

Art. 48 der Weimarer Reichsverfassung. Sein mittelfristiges 

Ziel war es,  einen ganz neuen Staat zu etablieren. Dessen 

Politik sollte nicht vom Reichstag  bestimmt werden, 

sondern in erster Linie vom Reichspräsidenten. Für die 

nahe Zukunft strebte er eine Koalition der konservativen und

reaktionären Kräfte mit den Nazis unter seiner Führung an.



Ein erster Schritt dazu waren die umgehende Auflösung des

Reichstages und die Ansetzung von Neuwahlen für den  

31.7.1932. 

In den Wahlen vom Juli 1932 erzielte die NSDAP das beste 

Ergebnis, das sie je in einer echten freien Wahl erzielt hatte 

und erzielen sollte: Mit gut 37% wurde sie die stärkste 

Fraktion im Deutschen Reichstag. Verhängnisvoll war 

zudem, dass sie mit der anderen Partei, die die bestehende 

Staatsordnung bekämpfte, nämlich der KPD, im Reichstag 

mit gemeinsam 53% der Sitze eine destruktive Mehrheit 

bildete.

Nach diesem Wahlerfolg der NSDAP war es für deren 

Anhänger nur noch eine bloße Frage der Zeit, wann der 

Reichspräsident Adolf Hitler zum Reichskanzler ernennen 

würde. Ganz in diesem Sinne notierte Goebbels in seinem 

Tagebuch: „Die ganze Partei hat sich bereits auf die Macht 

eingestellt. Die SA verlässt die Arbeitsplätze, um sich bereit 

zu machen. Die politischen Amtswalter richten sich auf die 

große Stunde ein. Wenn es gut geht, dann ist alles in 

Ordnung. Geht es aber schlecht, dann gibt es einen 

furchtbaren Rückschlag.“

Dieser Rückschlag für Hitler und die NSDAP kam dann am 



13. August. In einem Gespräch mit dem Reichspräsidenten 

lehnte Hitler Hindenburgs Angebot ab, als Juniorpartner in 

die Regierung Papen einzutreten. Statt dessen forderte 

Hitler die „ausschließliche“ Macht. Diese Forderung wies 

Hindenburg aber brüsk zurück.

Damit stürzte er die NSDAP in eine tiefe Krise. Was war der 

große Wahlerfolg vom 31. Juli jetzt noch wert? Wie sollte 

man überhaupt noch an die Macht kommen?  Würde man 

die gerade gewonnenen Wähler noch halten können ohne 

Regierungsmacht? Bedrohlich auch, dass in den folgenden 

Wochen manche Gönner der NSDAP ihre finanzielle 

Unterstützung einschränkten oder sogar ganz entzogen.

In dieser Situation kam es der Partei höchst ungelegen, 

dass Papen den Reichstag auf dessen erster Arbeitssitzung 

am 12. September durch ein Dekret Hindenburgs bereits 

wieder auflösen ließ.

Die Neuwahlen fanden am 6. November statt. Dabei erlebte 

die NSDAP einen existenzgefährdenden Rückschlag, denn 

sie verlor 2 Mio.  Wähler = 4 %, hatte jetzt also nur noch 

einen Stimmenanteil von gut 33%. Jetzt wurde es 

unübersehbar, in welch ernsthafter Krise sich die 

Parteistrategie  befand, denn offenkundig war eine 

parlamentarische Mehrheit in freier Wahl nicht erreichbar.



Dieser Trend setzte sich in den folgenden Wochen bei 

einigen regionalen und lokalen Wahlen dramatisch fort. 

Zudem hatte NS-Reichsorganisationsleiter Gregor Strasser 

alle Parteiämter niedergelegt und die Partei dadurch an den 

Rand einer Spaltung gebracht. Auch die leeren 

Parteikassen stellten die Existenz der Partei ernsthaft in 

Frage. 

In solch desolater Lage blies die NSDAP-Führung mit ihrem 

letzten Aufgebot zum scheinbar alles entscheidenden 

Propagandagefecht – und zwar hier in Lippe, wo am 15. 

Januar 1933 reguläre Landtagswahlen anstanden.

Die hiesige NS-Parteiorganisation war jedoch hoffnungslos 

überfordert, eine solche „Entscheidungsschlacht am 

Teutoburger Wald“, wie später die propagandistische 

Formulierung lautete, zu bestehen. Die innerparteiliche 

Situation war offenbar noch desolater als die auf 

Reichsebene. Der spätere NS-Staatsminister Hans-Joachim

Riecke notierte in seinen Erinnerungen:

„Im Gegensatz zu dem friedlichen Dasein, das ich in 

Bückeburg geführt hatte, erwartete mich in Detmold ein 

wüstes Durcheinander....Der erste Bezirksleiter in Lippe war

ein Hochstabler gewesen, der zweite war ein Irrenarzt, und 

man hatte oft den Eindruck, er habe in seiner Amtszeit nur 



Patienten in die Partei gebracht. Der 1933 im Amt 

befindliche Bezirksleiter war der Hauptmann a.D. und 

Kunstmaler Walter Steinecke. Dieser war ein großer Zyniker

und gefiel sich darin, Menschen gegeneinander 

aufzuwiegeln.“ 

Über die finanzielle Lage der lippischen NSDAP notierte 

Steinecke 1932: „Geld ist nicht ein Pfennig vorhanden; 

dagegen aber Zahlungsbefehle und Protestwechsel in einer 

Höhe von 3500 RM.“ Parallel dazu waren die NS-

Parteigerichte unaufhörlich damit beschäftigt, das Chaos in 

der lippischen Partei zu ordnen. 

Verständlich also, dass die Parteiführung in München den 

lippischen Parteigenossen nicht zutraute, einen effizienten 

Wahlkampf in dieser angeblich so entscheidenden Situation 

zu führen. Aber auch der Gauleitung Westfalen-Nord traute 

man nicht viel zu, denn dem Gauleiter Dr. Meyer stellte man

als zusätzlichen Kommissar den Gauleiter von Südhan-

nover-Braunschweig und späteren Reichsminister Rust zur 

Seite – eine Maßnahme, die von Dr. Meyer und seinen 

Getreuen mit rabiater Kritik beantwortet wurde.

Natürlich ging es der NSDAP in diesem Wahlkampf 

überhaupt nicht um Lippe. Vielmehr wollte sie der deutschen

Öffentlichkeit und vor allem dem Reichspräsidenten von 



Hindenburg den Eindruck vermitteln, die Partei sei wieder 

erstarkt in kämpferischer Dynamik und politischer 

Unwiderstehlichkeit.

„Adolf Hitler, der Künder deutscher Freiheit und 

germanischer Tugenden“ engagierte sich persönlich in 

diesem angeblichen Entscheidungskampf im „Lipperland, 

wo einst Hermann der Cherusker die Befreiungsschlacht 

des deutschen Volkes geschlagen“ hatte. Und in den 

Riesenzelten, in denen Hitler redete, prangten die Worte: 

„Die ganze Welt sieht auf Lippe.“ Die Landeszeitung 

dagegen spottete: „Hitler geht auf die Dörfer.“

Neben Hitler hatte die Partei in den Tagen vom 4.1. - 

14.1.1933 alles, was Rang und Namen in ihren Reihen 

hatte, nach Lippe beordert, die insgesamt 37 

Großveranstaltungen bestritten. Riesenzelte wurden 

aufgebaut, und zum ersten Mal wurden in diesem Gebiet 

Telefunken-Großlautsprecher-Wagen eingesetzt. Um die 

Zeitungspropaganda zu verstärken, erschien das NS-Blatt 

Lippischer Kurier täglich in zwei Ausgaben, jeweils in einer 

Auflage von 20.000 Stück. Zum Vergleich: Die LZ hatte eine 

Auflage von 17.000 und die SPD-Zeitung Volksblatt knapp 

9.000.

Außerdem waren lippische SA und SS durch Kader aus 



Ostwestfalen und weitere 600 arbeitslose SA-Männer aus 

dem Ruhrgebiet verstärkt worden. Sie verbreiteten in jenen 

Tagen Angst und Schrecken, bedrohten Passanten, 

provozierten Schlägereien und blutige Zusammenstöße.

Dieses völlig überdimensionierte Wahlkampfaufgebot der 

Nazis ließ selbstverständlich das Engagement der anderen 

Parteien weit hinter sich. Sie hatten sich auf einen 

Wahlkampf mit dem üblichen und angemessenen Aufgebot 

eingestellt und schickten erst als Reaktion auf den NS-

Wahlkampf einzelne Reichstagsabgeordnete nach Lippe.

Was brachte nun das Wahlergebnis des 15. Januar? War es

wirklich so, wie manche ältere Lipper glauben, dass Hitler 

hier in Lippe der Weg zur Macht geebnet wurde? Auf den 

NS-Erinnerungstreffen der folgenden Jahre wurde dieser 

angebliche Durchbruchsieg regelmäßig gefeiert. Doch die 

Zahlen sprechen eine andere Sprache. Zwar gewann die 

NSDAP knapp 5% gegenüber der Reichstagswahl vom 

November hinzu (vor allem auf Kosten der DNVP und dank 

bisheriger Nichtwähler) und hatte jetzt 39,5%. Doch das 

waren trotz der enormen und nicht wiederholbaren 

Wahlkampfanstrengungen immer noch knapp 2% weniger 

als bei der Juli-Wahl 1932. Dass man in der NSDAP 



durchaus enttäuscht war über den mageren Erfolg, hat mir 

Steinecke selbst 1965  bestätigt.

Wenden wir uns nun der Frage zu, welche Bevölkerungs-

gruppen in erster Linie und überproportional die NSDAP 

gewählt haben. Zunächst muss man feststellen, dass die 

NSDAP in Lippe mehr Wähler erreichte als im Reichs-

durchschnitt. Hier sind die Zahlen:

RT-Wahl 31.7.1932    Lippe 41%   -    Reich 37%

RT-Wahl 6.11.1932    Lippe 35%   -    Reich 33%

RT-Wahl 5.3.1933      Lippe 47%   -    Reich 44%.

Diese Unterschiede sind keineswegs überraschend und 

sehr leicht zu erklären. Es waren vor allem zwei 

Gruppierungen, die sich vor der Machtübernahme als relativ

stabil gegen die NS-Ideologie erwiesen. Das war einmal die 

gewerkschaftlich gebundene und SPD-orientierte 

Industriearbeiterschaft und zum anderen die katholische 

Bevölkerung, die im Reich stark Zentrum bzw. Bayrische 

Volkspartei wählte. Beide Gruppierungen waren in Lippe 

bekanntlich unterrepräsentiert.

Überproportionale Unterstützung erfuhr die NSDAP 

andererseits bei den Angehörigen des alten Mittelstandes, 

also den Selbstständigen, und den Angehörigen des neuen 



Mittelstandes, also den Angestellten. Beide fühlten sich 

durch die Wirtschaftskrise nicht nur ökomisch bedroht, 

sondern sie sahen ihr Prestige gegenüber der Arbeiterschaft

in Gefahr. Auch ein sehr großer Teil der Landarbeiter folgte 

den Parolen der Nazis. Die Beamten andererseits verhielten

sich nach 14 Jahren sozialdemokratisch geführter Landes-

regierung unter Heinrich Drake vermutlich eher zurück-

haltend gegenüber der NSDAP – so jedenfalls Steinecke 

Ende 1932. Die klassische Arbeiterschaft war, wie gesagt, 

unter den NS-Wählern deutlich unterrepräsentiert. Der 

radikalere Teil bevorzugte eher die KPD.

Während die Propagandamaschine der NSDAP in den 

kommenden Tagen im ganzen Reich unaufhörlich vom 

grandiosen „Signal Lippe“ tönte und suggerierte, die 

Machtergreifung sei nach dem Wahlsieg nur noch eine 

Frage von wenigenTagen, fielen die tatsächlich relevanten 

Entscheidungen unabhängig von den Ereignissen in Lippe 

hinter den Kulissen in ganz anderen Zirkeln. Schon am 4. 

Januar hatten Hitler und Papen im Hause des Bankiers 

Schroeder in Köln eine engere Zusammenarbeit vereinbart. 

Der Historiker Karl-Dietrich Bracher hat dieses Treffen zu 

Recht die „Geburtsstunde des 'Dritten Reiches'“ genannt.



Als am 17. Januar Hitler eine Verständigung mit 

Hugenberg , dem Führer der DNVP (von Gut Rohbraken bei

Almena/Extertal stammend), gelang und als am 28. Januar 

Reichskanzler General von Schleicher (seit 3. Dez. 1932) 

zurücktrat, war der Weg nach endlosen Verhandlungen, 

Intrigen, Drohungen und Kungeleien frei für das Kabinett 

Hitler-Papen.

Parallel zu diesen dramatischen Ereignissen im Reich 

verliefen die Verhandlungen zur Bildung der einer neuen 

lippischen Landesregierung weniger aufgeregt. Denn 

eigentlich war wohl allen klar, dass das Wahlergebnis eine 

Regierung aus NSDAP, DNVP, DVP und evangelischem 

Volksdienst nahelegte. Eine solche Koalition hätte über 12 

von 21 Abgeordneten verfügt. Über Sachfragen hatte man 

sich bald verständigt; Konflikte ergaben sich aber über 

Personalfragen, vor allem darüber, wieviele Vertreter die 

NSDAP in der dreiköpfigen Landesregierung stellen würde: 

nur den Präsidenten oder noch ein weiteres Mitglied?

Offenbar unter dem Einfluss der Ereignisse in Berlin 

verständigten sich die vier Parteien dann am 31.1.1933, 

dass die NSDAP eine Minderheitsregierung bilden sollte, die

die anderen drei bereitwillig tolerieren würden. Als 

Regierungsmitglieder benannte die NSDAP den Leiter des 



Lemgoer Finanzamtes und Parteigenossen Dr. Krappe, 

ihren Kreisleiter Adolf Wedderwille (Lage) und den 

parteilosen Landwirt Wilhelm Klöpper aus Werl-Aspe.

Die kostituierende Sitzung des Landtages fand unter 

immensem Interesse der Bevölkrung statt; im und vorm 

Landtagsgebäude hatte sich eine über tausendköpfige 

Menschenmenge versammelt. Im Sitzungssaal ging es im 

Vergleich zu den vorausgegangenen radikalen Tönen des 

Wahlkampfes zeitweise sogar fast versöhnlich zu. Nachdem

Regierungschef Dr Krappe weitgehend sachlich die 

Grundlinien seiner Politik aufgezeichnet hatte, bot sein 

Vorgänger Heinrich Drake die sachliche Mitarbeit der SPD 

an. Er sei überzeugt, „dass wir in voller Ruhe und 

Objektivität miteinander fertig werden, und die Bevölkerung 

wird den Vorteil davon haben.“ In ähnlicher Weise hatte 

schon die LZ beruhigt: „In Lippe gibt es keine Experimente, 

gibt es keine wie auch immer gearteten umstürzenden 

Neugestaltungen.“

War dies alles also  trotz aller vorausgegangenen verbalen 

Radikalismen und Aggressionen doch ein normaler, üblicher

und selbstverständlicher Regierungswechsel?

Dass das nicht so war, wurde bald deutlich: Mit der 



„Notverordnung zum Schutz des deutschen Volkes“ vom 4. 

Februar sicherte sich die Reichsregierung die Möglichkeit, 

Presse- und Demonstrationsfreiheit massiv einzuschränken.

Am 8.2. wies die lippische Regierung die Bürgermeister und

Landräte an, Demonstrationen der KPD und ihrer 

Organisationen zu verbieten. Als erster Bürgermeister 

machte der Lemgoer Wilhelm Gräfer davon Gebrauch und 

verbot alle KP-Kundgebungen unter freiem Himmel.

Die jetzt zu beobachtenden Aktionen zur Einschüchterung, 

Verängstigung und Gefügigmachung trafen vermehrt auch 

Angehörige des öffentlichen Dienstes, gegen die unter voller

Namensnennung im Lippischen Kurier gehetzt wurde. 

Selbst vor der mächtigen Institution der LZ machte die 

Landesregierung nicht halt, verwarnte sie unter einem 

Vorwand und drohte sogar ein Verbot an.

Trotz solcher Vorkommnisse machte die politische Szene in 

Lippe eher einen relativ ruhigen Eindruck – und das, obwohl

sich die Parteien doch bereits wieder im Wahlkampf 

befanden.  Denn schon am 1.2. hatte Hitler trickreich bei 

Hindenburg Neuwahlen durchgesetzt. Die benannte schein-

bare Ruhe fand schlagartig ihr Ende, als nach dem 

Reichstagsbrand am 27.2. die berüchtigte Notverordnung 

vom 28.2. erlassen und damit die Reichsverfassung faktisch



weitgehend außer Kraft gesetzt wurde. Jetzt hatten die 

Nazis alle Möglichkeiten, jeden Gegner zu unterdrücken und

auszuschalten. Bis 1945 blieb dies die formale Grundlage 

des Terrorstaates und nicht erst das Ermächtigungsgestz 

vom 23. März.

In Lippe schlug die Regierung postwendend in den 

Morgenstunden des 1. März mit einer Polizeiaktion gegen 

die KPD zu: Es fanden im ganzen Land Haussuchungen bei

Funktionären und einfachen Mitgliedern statt. Und dennoch 

gelang es den beiden KPD-Landtagsabgeordneten Scholz 

und Vehmeier, in den Untergrund zu gehen. In den 

folgenden Tagen wurden zahlreiche Kommunisten verhaftet,

jegliche Betätigung für die KPD war jetzt verboten. Am 3.3. 

folgte dann der erste ernsthafte Schlag gegen die lippische 

SPD: Ihre Zeitung, das Volksblatt, wurde bis zum 11.3. 

verboten. Doch sie sollte nie wieder erscheinen.

Wenn in den folgenden Wochen und Monaten in Lippe und 

im Reich viel Angst und Schrecken verbreitet wurden, so 

geschah das mit Hilfe einer Gruppe, die vom preußischen 

Innenminister Göring am 22.3. initiiert worden war. Da die 

regulären Polizeikräfte angeblich ihre Aufgaben nicht 

bewältigen konnten, stellte er eine Hilfpolizei auf, die 

vorwiegend aus SA- und SS-Männern bestand: Schläger 



wurden so zu Vertretern der Staatsgewalt und zu einem 

besonders wirksamen Mittel der Einschüchterung. Leiter der

lippischen Hilfspolizei wurde der SS-Mann Jürgen Stroop. 

Es war jener Stroop, der später den Oberbefehl bei der 

Liquidierung des Warschauer Gettos führen sollte.

Wie es um das geistig-politische Klima in jenen frühen 

Märztagen stand, charakterisierte die LZ wie folgt: „Es ist 

heute den Zeitungen so gut wie unmöglich gemacht, ein 

kritisches Wort über die politische Situation unserer Tage 

laut werden zu lassen. Wir leben unter dem Ausnahme-

zustand, der die persönliche Freiheit sowohl wie das 

verfassungsmäßige Recht der freien Meinungsäußerung 

aufgehoben hat.“

Erneut brachten dann die Wahlen vom 5.3. eine Enttäu-

schung für die NSDAP. Zwar hatte sie im Reich wie in Lippe 

6% gegenüber dem Ergebnis vom Juli1932 hinzugewonnen 

(43,9% im Reich und 47,1% in Lippe), doch die absolute 

Mehrheit hatte sie auf Reichsebene immer noch deutlich 

verfehlt und war weiterhin auf eine Koalition mit von Papen 

und Hugenberg angewiesen.

Nicht wenige Zeitgenossen erwarteten nach der Wahl eine 

Beruhigung der politischen Lage. Die meisten lippischen 



Zeitungen machten ihren Lesern jedenfalls solche 

Hoffnungen. Die wurden jedoch am folgenden Wochenende,

also am 11.3., zu reinen Illusionen. An jenem Samstag lies 

die SA ihren aufgestauten Aggressionen freien Lauf und 

ging brutal gegen ihre Gegner vor. Ich nenne einige 

Beispiele:

− Jüdische Geschäfte wurden durchsucht und blockiert 

und mussten Schilder aushängen mit dem Text 

„Deutsche kauft bei Deutschen. Nicht bei Juden!“

− Gewerkschaftshäuser wurden durchsucht.

− Das Volksblatt-Gebäude in Detmold wurde durchsucht 

und beschädigt.

− Felix Fechenbach, der scharfzüngige Volksblatt-

Journalist, wurde verhaftet.

− Die Rathäuser in Oerlinghausen und Horn wurden 

besetzt und die Bürgermeister für abgesetzt erklärt.

Die Absetzung in Oerlinghausen rief Regierungschef Dr. 

Krappe auf den Plan: Er missbilligte in scharfen Worten 

diese gewaltsame Aktion der SA, zog aber bald den 

Kürzeren angesichts der Unterstützung der SA-Maßnahme 

durch die oberste lippische Parteileitung um Wedderwille 

und Steinecke. Beide Bürgermeister blieben abgesetzt. 

Krappe, der offenbar einen weniger blutigen Weg in einen 



autoritären Staat gehen wollte, wurde zudem vom Gauleiter 

Dr. Meyer gezwungen, sein zurückhaltenderes Vorgehen im 

„Kampf gegen den Marxismus“ aufzugeben.  

Unter diesem Schlagwort wurden die Terrormaßnahmen der

Nazis in den nächsten Wochen fortgeführt und ausgedehnt.

Jetzt wurden nicht nur Kommunisten, sondern auch 

Sozialdemokraten in „Schutzhaft“ genommen. Ihre Zahl war 

so groß, dass der Platz in lippischen Gefängnisse für sie 

nicht ausreichte,  so dass sie in Gefängnissen diverser 

preußischer Nachbarstädte untergebracht werden mussten. 

Solche willkürlichen Verhaftungen ohne Grund, ohne Verhör,

ohne Beschwerderecht und ohne zeitliche Begrenzung 

wirkten verständlicherweise außerordentlich einschüchternd

auf jeden, der fürchten musste, von den Nazis als möglicher

Gegner eingestuft zu werden. Zusätzliche Einschüchterung 

bewirkten sicherlich auch Zeitungsmeldungen, dass in 

Dachau, Heuberg und Oranienburg KZs für Tausende von 

Schutzhäftlingen eingerichtet worden seien. 

Die nächste Maßnahme im Feldzug gegen SPD und KPD 

richtete sich gegen einzelne Angehörige des öffentlichen 

Dienstes wie Polizisten, Verwaltungsbeamte und Lehrer, die

„beurlaubt“ wurden. Außerdem wies die Landesregierung 

die Landräte an, die Amtsenthebung von „mißliebigen“, d.h. 



sozialdemokratischen Gemeindevorstehern zu veran-

lassen. Sie wurden durch NSDAP-Mitglieder ersetzt. 

Natürlich war dies ungesetzlich, aber Legalität war 

bekanntlich kein Kriterium, das die Nazis bei ihren Aktionen 

kümmerte.

Die systematische Gleichschaltung in den Gemeinden 

erfolgte auf Grund des Gesetzes  „zur Gleichschaltung der 

Länder mit dem Reich“ vom 31.3.33. Danach mussten die 

Gemeindeparlamente nach dem Ergebnis, das die Parteien 

am 5.3.in dem jeweiligen Gemeindebezirk erzielt hatten, 

neu gebildet werden. Es durften dabei aber nur Parteien 

berücksichtigt werden, die auch bei der Reichstagswahl 

kandidiert hatten – natürlich ohne die KPD. Mit diesem Trick

gingen alle örtlichen freien Wählervereinigungen leer aus, 

so dass die NSDAP - notfalls im Bündnis mit der DNVP -  

fast überall die absolute Mehrheit hatte. Wo das nicht der 

Fall war, erreichten die Nazis dennoch das gewünschte 

Ergebnis: Mit Druck, Einschüchterung oder auch „Schutz-

haft für Mandatsträger“ zwangen sie Sozialdemokraten, sich

der Stimme zu enthalten oder erst gar keine Wahlvor-

schläge einzureichen.  

Über die Sitzung der Lemgoer Stadtverordnetenversamm-

lung liegt uns ein Augenzeugenbericht vor:



„Die Wahlen wurden durch Handzeichen vollzogen. Eine 

Diskussion fand nicht statt. Die vom Stadtverordneten Joh. 

Kuhlmann beantragte Zettelwahl (d.h. geheime Wahl) wurde

durch den NSDAP-Stadtverordnetenvorsteher Betz 

zurückgewiesen mit dem Bemerken: 'Sie wollen wohl hier 

den parlamentarischen Mist weitermachen? Die Zeit des 

Parlamentarismus ist endgültig vorüber!' … Als die Wahl zu 

den Ausschüssen eröffnet wurde, erklärte Betz, die SPD-

Stadtverordneten seien 'selbstverständlich'von dieser Wahl 

ausgeschlossen. Aus Protest verließen die Mitglieder der 

SPD-Fraktion den Saal...“  

Das Ergebnis solcher Willkür war eindeutig: Bereits Ende 

April war in keinem lippischen Kreistag und in keinem 

Kommunalparlament auch nur ein einziger Sozialdemokrat 

in irgendeinem Ausschuss vertreten. Genau das war auch 

die zentrale Anweisung der NS-Führung gewesen. Die 

kommunale Gleichschaltung war in nur drei Wochen 

„erfolgreich“ umgesetzt worden.

Am Anfang des Monats hatte sich der NS-Terror gegen eine 

0,8%-Minderheit im deutschen Volk gerichtet: gegen die 

Juden. Wie Kommunisten und Sozialdemokraten wurden 

jetzt die Juden in die Rolle eines Sündenbockes gedrängt, 

ohne den kein diktatorisches System auskommt.  Zur 



Abwehr gegen die angebliche jüdische Greuelhetze im 

Ausland gegen die neue Reichsregierung ordnete die 

NSDAP an: „In jeder Ortsgruppe und Organisationsglie-

derung der NSDAP sind sofort Aktionskomitees zu bilden 

zur praktischen, planmäßigen Durchführung des Boykotts 

jüdischer Geschäfte, jüdischer Waren, jüdischer Ärzte und 

jüdischer Rechtsanwälte ...Der Boykott setzt schlagartig am 

Samstag, den 1. April, Punkt 10 Uhr vormittags ein.“

Trotz sicherlich zahlloser gewaltsamer und erniedrigender 

Übergriffe gegen die jüdischen Mitbürger scheint dieser 

Boykott doch nicht den gewünschten Erfolg gehabt zu 

haben. Manch verklausulierte Bemerkung in den Zeitungen 

deutet wohl darauf hin. Und selbst der Lippische Kurier 

beklagte hinterher die „gefährliche Rücksicht“ in der 

Bevölkerung auf die Juden.

Bisher habe ich bei meiner Darstellung des Machtergrei-

fungsprozesses die diversen Gewalt- und Terrormaßnah-

men der Nazis geschildert. Sie richteten sich naturgemäß 

gegen die Gegner des Nationalsozialismus. Für jene Teile 

der Bevölkerung, die dem Nationalsozialismus nicht von 

vornherein grundsätzlich ablehnend gegenüber standen, 

mussten andere Mittel eingesetzt werden, um sie positiv an 



das neue System zu binden. Terror war eben nur eine Seite 

des deutschen Faschismus. Die andere – das neue System 

auf Dauer stabilisierende – war eine nationalistische 

Gemeinschaftsideologie, die von vielen Bürgern auch 

außerhalb der traditionellen Rechten als attraktiv 

empfunden wurde.

Seit dem 13. März war zu diesem Zweck ein eigenes 

Reichsministerium für Volksaufklärung und Propaganda mit 

Joseph Goebbels an der Spitze geschaffen worden. Sein 

erstes Meisterwerk war die „Potsdamer Rührkomödie“ am 

21.3.. Anlässlich der Eröffnung des neuen Reichstages fand 

ein von nationalistischer Symbolik triefendes Schauspiel 

statt. Dessen Zweck war es, die konservativen und 

reaktionären Bündnispartner zu täuschen und den NS-

Alleinanspruch auf die Macht in Staat und Gesellschaft zu 

verschleiern.

Propagandistischer Höhepunkt der Veranstaltung war der 

Händedruck zwischen dem in seiner alten Marschalluniform 

erschienenen Reichspräsidenten und Generalfeldmarschall 

Hindenburg und dem einstigen Gefreiten des 1. Weltkriegs 

und jetzigen Reichskanzler, der sich im schwarzen Cut tief 

vor dem Reichspräsidenten verneigte. Millionenfach wurde 

das Bild von diesem Händedruck, der Versöhnung des 



„alten“ mit dem „neuen“ Deutschland, auf Plakaten und 

Postkarten in den kommenden Wochen verbreitet.

All dies war - wie gesagt – ein grandios inszeniertes 

Theaterstück, das bei vielen seine Wirkung sicherlich nicht 

verfehlte. Die Realität war jedoch eine andere: Am selben 

Tage hatte die Reichsregierung drei Notverordnungen 

erwirkt, die einerseits neue Möglichkeiten zur Terrorisierung 

der Gegner schufen („Heimtückegesetz“, Sondergerichte) 

und andererseits die NS-Gewaltakte der vorausgehenden 

Wochen für rechtens erklärten.

Das endgültige Ende des demokratischen Rechtsstaates – 

sofern er überhaupt noch vorhanden war – brachte zwei 

Tage später das Ermächtigungsgesetz. Danach konnten 

Reichs- und Landesregierungen alle Gesetze erlassen, 

selbst solche, die von der Verfassung abwichen.

Den gleichen strategischen Ablauf der Ereignisse, bei dem 

auf eine propagandistische Sause unmittelbar neuer Terror 

folgte, inszenierten die NS-Machthaber am 1. und 2. Mai.

Am 10.4. erklärte die Reichsregierung den 1. Mai zum 

„Feiertag der nationalen Arbeit“. Was die Arbeiterschaft seit 

1889 unaufhörlich gefordert und was die Weimarer Republik

nur im ersten Jahr ihres Bestehens gewährt hatte, das 



bewilligten die neuen Machthaber ohne lange Diskussionen:

einen bezahlten Feiertag. Die Bedeutung dieser Maßnahme

wurde allerdings erst am 2.5. klar.

Mit gewaltiger propagandistischer Begleitmusik wurden die 

Veranstaltungen für den 1. Mai geplant. „Ein 

Massenereignis, wie es die Welt noch nicht gesehen hat“, 

notierte Goebbels. Den traditionellen 

Gewerkschaftsorganisationen war die Teilnahme untersagt, 

nicht aber deren einzelnen Mitgliedern. Überleben durch 

Mitmachen war inzwischen die Marschroute des 

geschwächten ADGBs, mit der die Gewerkschaften den 

Terror überleben wollten. Folglich forderte der ADGB seine 

Mitglieder auf, sich an den Maifeiern „festlich zu beteiligen“.

Kundgebungen und Umzüge von nie gekannter Größe 

waren das Ergebnis der massiven Propaganda dieser 

Wochen. Die Zeitungen nannten folgende Zahlen: in Lemgo 

8000 Teilnehmer am Festzug, 12000 an der abendlichen 

Kundgebung; für Detmold wurden Zahlen zwischen 23000 

und 30000 berichtet. Nicht wenige von ihnen, die bisher 

skeptisch waren, werden sicherlich die Hoffnung auf ein 

Ende des Terrors gehabt haben, jetzt, wo das neue Regime 

offenbar fest im Sattel saß.

Was die Nazis mit dem „Feiertag“ wirklich bezweckten, 



wurde am folgenden Tag um 10 Uhr unübersehbar: 

Innerhalb einer Stunde wurde im ganzen Reich die freie 

Gewerkschaftsbewegung zerschlagen. Die Gewerkschafts-

häuser wurden besetzt, führende Funktionäre verhaftet, das

gesamte Gewerkschaftsvermögen beschlagnahmt. 

Zusätzlich wurden die Gewerkschafter in den folgenden 

Tagen dadurch moralisch disqualifiziert, dass ihnen 

Korruption und Verschwendung von Arbeitergeldern 

vorgeworfen wurden. Von Lug und Trug war da die Rede, 

von moralisch anstößigem Verhalten, vom verschwende-

rischen Leben der Funktionäre. Der Schlag gegen die 

Gewerkschaften sei also dringend geboten gewesen.

Wer sollte jetzt, nachdem die Gewerkschaften nicht mehr 

existierten, die Nazis noch an ihrem Durchmarsch zur 

totalen Macht hindern? Ein theoretischer Stolperstein 

konnten vielleicht die Kirchen sein. Die evangelische Kiche  

wurde jedoch von der Deutschen-Christen-Bewegung in 

ihren eigenen Reihen geschwächt und die katholische 

Kirche durch den Abschluss des Konkordats mit dem 

deutschen Reich im Juli ruhiggestellt.

Blieben die politischen Parteien. Doch auch sie waren von 

der gewaltigen Dynamik der Gleichschaltung der letzten 



Wochen überrollt worden. Nachdem die bürgerlichen 

Parteien sich in den Monaten Juni und Juli selbst aufgelöst 

hatten und die SPD am 22.6. verboten worden war, 

bestimmte das Gesetz vom 14. Juli gegen die Neubildung 

von Parteien, dass die NSDAP die einzig erlaubte Partei 

war.

Der Gleichschaltungsprozess beschränkte sich keineswegs 

nur auf die großen gesellschaftlichen Organisation und 

Institutionen. Ohne nennenswerten Widerstand wurde er bis

in die kleinsten gesellschaftlichen Bereiche vorangetrieben. 

Keine berufsständische Vertretung, kein Verband, kein 

Gesang- oder Sportverein, kein Ziegenzüchterverein und 

keine Schweinekasse, die am Ende nicht gleichgeschaltet 

waren. Mindestens 51% der Vorstandsmitglieder und 

selbstverständlich der Vorsitzende mussten der NSDAP 

angehören.

Abschließend will ich noch kurz eingehen auf Veränderun-

gen in der lippischen Landesregierung. Im Zuge des 

umfassenden  Gleichschaltungsprozess musste allen klar 

sein, dass auch der Regierung Dr. Krappe keine lange 

Zukunft mehr bestimmt sein würde. Schließlich war ihre 

personelle Zusammensetzung stark von den im Februar 



noch nötigen Kompromissen mit den bürgerlichen Parteien 

geprägt. Durch das 2. Gesetz zur Gleichschaltung der 

Länder mit dem Reich vom 7.4. waren alle Länder faktisch 

als eigenständige Körperschaften beseitigt worden. Jetzt 

waren sie nur noch Verwaltungsinstanzen der 

Reichsregierung. Möglich wurde dieser Bedeutungsverlust 

durch die Einsetzung von „Reichsstatthaltern“. Sie hatten 

z.B. das Recht, Länderregierungen zu ernennen und zu 

entlassen, und sie sollten “für die Beobachtung der vom 

Reichskanzler aufgestellten Richtlinien“ sorgen. 

Reichsstatthalter für Lippe und Schaumburg-Lippe wurde 

Mitte Mai 1933 Gauleiter Dr. Meyer. Genau eine Woche 

später entließ er die bisherige Landesregierung und ersetzte

sie durch Hans-Joachim Rieke, der später den Titel 

Staatsminister erhielt.




